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17. 1. 1968 

Einspruch des Bundesrates 

gegen den Gesetzesbesch1uß des National­
rates vom 11. Jänner 1968, betreffend ein 
Bundesgesetz, mit dem das Allgemeine Ver­
waltungsverfahrensgesetz hinsichtlich der 

Verwaltungsabgaben geändert wird 

Republ.ik Österreich 
Bundeskanzleram t 

Z1. 90.239-2 b/68 

An das 

Präsidium des Nationalrates 

Wien 

Der Vorsitzende des Bundesrates hat mit 
Schreiben vom 17. Jänner 1968, Z1. 7-BR/1968, 
mitgeteilt, daß der Bundesrat in seiner Sitzung 
vom 17. Jänner 1968 den Gesetzesbeschluß des 
Nationalrates vom 11. Jänner 1968, betreffend 
das 

Bundesgesetz, mit .dem das Allgemeine Ver­
waltungsverfahrensgesetz hinsichtlich der Ver­
waltungsabgaben geändert wird 

in Verhandlung gezogen und beschlossen hat, 
gegen diesen Gesetzesbeschluß mit der aus der 
Anlage ersichtlichen Begründung Einspruch zu 
erheben. 

Hievon beehrt sich das Bundeskanzleramt -
Verfassungsdienst gemäß Art. 42 Abs. 3 des' 
Bundes-Verfassungsgesetzes in der Fassung von 
1929 Mitteilung zu machen. 

17. Jänner 1968 

Für den Bundeskanzler: 

Draxler e. h. 

Begründung 

zum Einspruch des Bundesrates gegen den 
Gesetzesbeschluß des Nationalrates vom 
11. Jänner 1968, betreffend ein Bundesgesetz, 
mit dem das Allgemeine Verwaltungsver­
fahrellisgesetz hinsichtlich der Verwaltungs-

abgaben geändert wird 

Der Einspruch wird. damit begründet, daß 
dieser Gesetzesbeschluß 
1. die Grundlage für eine unzumutbare erheb­

liche finanzielle Belastung der Bevölkerung 
schafft und 

2. in verfassungswidriger Weise in' den Zustän­
digkeitsbereich der Bundesländer eingreift. 

Zu 1.: . 

Die Verwaltungsabgaben wurden ursprünglich 
als verhältnismäßig geringer Betrag zu den Ko­
sten eines Verwaltungsverfahrens eingeführt. 
Dadurch, daß ihr zulässiger Höchstbetrag im 
Jahre 1948 von S 100'- auf S 1500'- erhöht 
worden war, ist keineswegs eine wesentliche Ein­
kommensquelle für die Gebietskörperschaften 
erschlossen worden, weil bei der letztmaligen 
Festsetzung der Verwaltungsabgaben im Verord­
nungsweg nur in insgesamt. neun Fällen eine Ver­
waltungsabgabe im zulässigen Höchstbetrag fest­
gelegt wurde. Die in den Erläuternden Bemer­
kungen aufgestellte Behauptung der Bundesre~ 
gierung, ein Vergleich der Indizes der Klein­
handelspreise sowie der Lebenshaltungskosten­
indizes rechtfertige eine Verdreifachung des für 
die Bundesverwaltungsabgaben vorgesehenen 
Höchstbetrages (nämlich von S 1500'- auf 
S 4500'-), ist daher schon aus diesem Grund un­
zutreffend. Denn die Bundesregierung wäre -
sieht man von den wenigen Fällen ab, in denen 
dle gegenwärtig festgesetzte Verwaltungsabgabe 
den gesetzlichen Höchstbetrag erreicht - schon 
nach der geltenden Gesetzeslage _ berechtigt, die 
meisten Bundesverwaltungsabgaben zu erhöhen. 
Allein dieser Umstand zeigt mit großer Deutlich­
keit, daß es der Bundesregierung nicht etwa dar­
auf ankommt, eine bloße Anpassung der Höhe 
der Bundesverwaltungsabgaben vorzunehmen, 
sondern daß ihr Bestreben darauf gerichtet .ist, 
unter Hinweis auf eine verdreifachte Obergrenze 
der Verwaltungsabgaben die Legitimation für 
eine im Verordnungsweg vorzunehmende 
wesentliche Abgabenerhöhung zu erhalten und 
unter Berufung auf diese der Bevölkerung wei­
tere unzumutbare erhebliche finanzielle Belastun­
gen aufzuerlegen. 

Es besteht jedoch kein wie immer gearteter 
Grund dafür, vom ursprünglichen Grundsatz 
abzugehen, daß die Verwaltungsabgaben ein bloß 
bescheidener Beitrag zu den Kosten eines Ver­
waltungsverfahrens sein sollen. Es geht keines­
falls an, die Bundesverwaltungsabgaben lediglich 
deshalb zu erhöhen, weil die Bundesregierung 
durch ihre verfehlte Wirtschafts- und Finanz­
politik den Bundeshaushalt zerrüttet hat und 
nun trachtet, den von ihr herbeigeführten 
Schwierigkeiten durch zahlreiche willkürliche 
Abgabenerhöhungen zu begegnen. 
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Zu 2.: 

Der Gesetzesbeschluß greift in verfassungs­
widriger Weise in den Zuständigkeitsbereich der 
Bundesländer ein. Dies dadurch, daß er auch die 
Verwaltungsabgaben im Bereich der mittelbaren 
Bundesverwaltung sowie im übertragenen Wir­
kungsbereich der Gemeinden in Bundesangele­
genheiten regelt. Die Bundesregierung behauptet 
-in den Erläuternden Bemerkungen, daß_ die Re­
gelung der Bundesverwaltungsabgaben Gegen­
stand der Bedarfsgesetzgebung des Bundes gemäß 
Artikel 11 Abs. 2 des B.-VG. sei. Mit dieser Be­
hauptung setzt sich die Bundesregierung vor­
sätzlich über das ihr bekannte und von ihr auch 
in den Erläuternden Bemerkungen zitierte Er­
kenntnis des Verfassungsgerichtshofes vom 
10. Dezember 1965, V 12/65, hinweg, demzu­
folge die Verwaltungsabgaben als Abgaben im 
Sinne des Finanz-Verfassungsgesetzes zu werten 
sind. Ohne auf nähere Einzelheiten einzugehen, 
verweist der Bundesrat darauf, daß nach diesem 
Erkenntnis des Verfassungsgerichtshofes sich die 

Abgabenhoheit aus der Ertragshoheit ergibt und 
daß daher für die Festlegung der Bundesverwal­
tungsabgabender mittelbaren Bundesverwaltung 
und im übertragenen Wirkungsbereich der Ge­
meinden in Bundesangelegenheiten, die den Län­
dern bzw. Gemeinden zufließen, nicht die Bun­
des- sondern die. Landesgesetzgebung zuständig 
ist. Der Gesetzesbeschluß greift daher in die ver­
fassungsmäßig festgelegte Gesetzgebungszustän­
digkeit der Bundesländer ein und ermächtigt 
überdies die Bundesregierung, solche Verwal­
tungsabgaben durch Verordnung festzusetzen, 
deren Festlegung überhaupt nicht dem Bund zu­
kommt. 

Aus diesen Gründen ersucht der Bundesrat 
den Nationalrat, anläßlich der neuerlichen Be­
handlung des Gesetzesbeschlusses von einer Be­
lastung der Bevölkerung durch die Schaffung 
einer Grundlage für eine Erhöhung der Bundes­
verwaltungsabgaben abzusehen und im übrigen 
die aufgezeigten verfassungsrechtlichen Beden­
ken einer sorgfältigen Beurteilung zu unterzie­
hen. 
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